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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-2416/06
von Michael Cashman (PSE), Sophia in 't Veld (ALDE), Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE) und 
Alexander Stubb (PPE-DE)
an die Kommission

Betrifft:Menschenrechtsverletzungen von Schwulen und Lesben in Moldau

Die städtischen Behörden der moldauischen Hauptstadt Chisinau haben die Genehmigung einer 
friedlichen Demonstration abgelehnt, mit der die Annahme von Rechtsvorschriften zum Schutz vor 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung unterstützt werden sollte. Die Demonstration 
sollte am 5. Mai vor dem moldauischen Parlamentsgebäude im Rahmen des vom 
Informationszentrum GenderDoc-M organisierten Fünften Moldauischen Pride-Festivals der Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen und Transgenderpersonen (LGBT) stattfinden. Diese Pride-Parade ist nun 
schon das zweite Jahr in Folge verboten worden.

Moldau ist in die Europäische Nachbarschaftspolitik integriert und hat den Aktionsplan EU-Moldau 
unterzeichnet. Im Aktionsplan wird betont, dass das „Niveau der Beziehungen EU-Moldau davon 
abhängt, inwieweit Moldau gemeinsamen Werten verpflichtet ist“, zu deren wichtigsten Freiheit und 
Solidarität, Toleranz und Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gehören. Im Rahmen 
der im Aktionsplan verankerten Verpflichtungen zu den Menschenrechten und Grundfreiheiten wird 
von den moldauischen Behörden verlangt, „Rechtsvorschriften zum Diskriminierungsverbot und 
Rechtsvorschriften zur Gewährleistung der Rechte von Minderheiten im Einklang mit europäischen 
Normen auf den Weg zu bringen und durchzusetzen“.

Auf welche Weise will die Europäische Kommission sichern, dass die Rechtsvorschriften zum 
Diskriminierungsverbot für Minderheiten in Moldau, die im Rahmen des Aktionsplans EU-Moldau 
ausgearbeitet und umgesetzt werden sollen, die sexuelle Ausrichtung sowie die geschlechtsspezifische 
Identität / Äußerung der Geschlechtsdifferenzierung einschließen? Welche Schritte will sie ergreifen, 
um auf die moldauische Regierung Druck in Bezug auf die Rechte von Lesben, Schwulen, 
Bisexuellen und Transgenderpersonen auszuüben? Haben das Mitglied der Europäischen 
Kommission, Frau B. Ferrero-Waldner, und / oder ihr Kabinett die Absicht, diese Frage bei den 
moldauischen Behörden zur Sprache zu bringen?


